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Die Anforderungen an die Pensionskassen-Aufsicht haben in den letzten Jahren laufend zugenom-

men. Die Gründe dafür liegen zu einem guten Teil in der angespannten finanziellen Lage der

Vorsorgeeinrichtungen (Unterdeckungen aufgrund der Krise der Anlagemärkte), sowie in der

neueren Entwicklung der Vorsorge-Gesetzgebung. Weitere zusätzliche Aufgaben für die Aufsichts-

behörden ergeben sich aus verschiedenen Gesetzesbestimmungen, u.a. die Genehmigung von

Teilliquidationsreglementen der Vorsorgeeinrichtungen mit konstitutiver Wirkung oder der erstins-

tanzliche Entscheid über Streitigkeiten in Transparenzfragen. Eine nicht zu unterschätzende

Erweiterung der Verantwortung der Aufsichtsbehörden bedeuten auch die steuerrechtlichen Be-

stimmungen der 1. BVG-Revision. Waren es bisher die Steuerbehörden, welche in ihrer Praxis

konkretisierten, was als steuerbefreite Vorsorge zu gelten hat, sind neu die Grundsätze der An-

gemessenheit, der Kollektivität, der Planmässigkeit, das Versicherungsprinzip usw. im BVG und

seinen Verordnungsbestimmungen geregelt. Die bisherige doppelte Prüfung der Reglemente durch

die Aufsichtsbehörden über die Vorsorgeeinrichtungen und die Steuerbehörden ist durch eine

ausschliessliche Prüfung durch die BVG-Aufsichtsbehörde ersetzt worden.

Die anstehende Strukturreform in der beruflichen Vorsorge sieht eine Regionalisierung der Auf-

sichtsbehörden vor. Eine solche Regionalisierung kann sinnvoll sein, wenn der Wirtschaftsraum der

Gleiche ist. So sind viele Gesellschaften im Raum Basel sowohl in Basel-Stadt als auch in Baselland

beheimatet. Mit einem Zusammengehen der Aufsichtsbehörden der beiden Kantone könnte die

angestrebte Qualitätssicherung der Vorsorgeaufsicht mittelfristig sichergestellt werden, indem die

Aufsichtsbehörde über das notwendige Personal mit den entsprechenden Fachkenntnissen verfügen

würde. Ebenfalls hätten die betroffenen Unternehmen den Vorteil, nur noch einen Ansprechpartner

mit einer Geschäftspraxis zu haben.

Der Regierungsrat wird gebeten zu prüfen und zu berichten, ob die kantonale Aufsichtsbehörde BVG

und Stiftungsaufsicht von Basel-Stadt und das Amt für Stiftungen und berufliche Vorsorge von

Basel-Landschaft zusammengelegt werden könnten.

Einen ähnlichen Vorstoss wurde ebenfalls im Grossen Rat Baselstadt eingereicht.
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